
WICHTIGE INFORMATION 

 

Anzeigepflicht nach § 6 Hessisches Gaststättengesetz (vorübergehender Betrieb eines 

Gaststättengewerbes) ab sofort nur noch für gewinnorientierte Organisationen oder 

Initiativen. 

 

Stand: März 2026 

 

Bisher haben neben gewinnorientierten auch „nicht-gewinnorientierte Organisationen oder 

Initiativen“ Ihre Veranstaltungen gemäß § 6 Satz 1 HGastG anzeigen müssen. 

 

Nach Inkrafttreten des Ersten Bürokratieabbaugesetzes wurde folgender neuer Satz 4 

in den § 6 HGastG eingefügt: „Satz 1 gilt nicht für den vorübergehenden Betrieb eines 

Gaststättengewerbes durch nicht-gewinnorientierte Organisationen oder Initiativen.“ 

 

Mit diesem neuen Satz werden die „nicht-gewinnorientierten Organisationen oder 

Initiativen“ von 

der Anzeigepflicht befreit. 

 

Der Gesetzgeber verfolgt damit das Ziel, bürokratische Hürden für Veranstalter gemeinnütziger 

bzw. nicht-gewinnorientierter Aktivitäten abzubauen und dabei das ehrenamtliche Engagement zu 

fördern. Dies zeigt sich auch daran, dass der Wegfall der Anzeigepflicht lediglich den 

vorübergehenden und nicht den dauerhaften Betrieb eines Gaststättengewerbes betrifft. 

 

Was ist unter dem Begriff „nicht-gewinnorientierte Organisation oder Initiativen“ zu 

verstehen? 

 

Die Begriffe „Organisationen oder Initiativen“ sind weit auszulegen. Darunter fallen z. B. 

Wohltätigkeitsorganisationen, Sport- und Kulturvereine, Feuerwehr, Umweltverbände, Stiftungen, 

Hilfsorganisationen wie DRK oder Caritas sowie Bürger- oder Elterninitiativen. 

Erfasst sind ausdrücklich auch informelle Zusammenschlüsse (z.B. Elternbeirat, der auf dem 

Weihnachtsmarkt Punsch für einen guten Zweck verkauft). 

 

Die Einstufung einer dieser Organisationen oder Initiativen als nicht-gewinnorientiert richtet 

sich maßgeblich nach ihrem (satzungsgemäßen) Zweck. Der Hauptzweck muss auf einen 

nicht-wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet sein. In der Regel werden 

gemeinwohlorientierte, soziale, kulturelle, wissenschaftliche oder humanitäre Zwecke verfolgt. 

 

Werden durch Veranstaltungen Gewinne erzielt, werden diese nicht an Eigentümer, Mitglieder oder 

Anteilseigner ausgeschüttet, sondern fließen dem nichtwirtschaftlichen Zweck zu.  

 

Entscheidend ist daher nicht die einzelne Veranstaltung, sondern die grundsätzliche „Nicht-

Gewinnorientierung“ einer Organisation oder Initiative. 

 

Muss die Organisation oder Initiative gemeinnützig sein? 

Nein. Ist sie jedoch als gemeinnützig anerkannt, kann regelmäßig davon ausgegangen werden, dass 

sie auch nicht-gewinnorientiert ist. 

 

Ist bei Organisationen die Rechtsform zu unterschieden? 

Nein. Es ist unerheblich, ob die Organisation oder Initiative in das Vereinsregister eingetragen ist 

oder nicht. Entscheidend ist allein, dass sie nicht-gewinnorientiert ist. Bei Idealvereinen nach § 21 

BGB kann davon ausgegangen werden, dass sie nichtgewinnorientiert sind. 

 

Die Anzeigepflicht nach § 6 Hessisches Gaststättengesetz (vorübergehender Betrieb eines 

Gaststättengewerbes) bleibt für gewinnorientierte Organisationen oder Initiativen weiterhin 

bestehen. 



An den 
Gemeindevorstand der  
Gemeinde Wartenberg 
Landenhäuser Straße 11 
36367 Wartenberg 
 

Anzeige über den vorübergehenden Betrieb eines 
Gaststättengewerbes gemäß § 6 Hess.  

 
Die Anzeige ist spätestens 4 Wochen vor Beginn des 

Betriebes bei der zuständigen Stadt/Gemeinde einzureichen! 
 
1. Anzeigeerstatter 
 

Verein, Gesellschaft: 

 
Ansprechpartner für die Behörde (Name, Vorname, Geb.-Datum) 

 
Wohnanschrift, Telefon/Handynummer 

 
Zweiter Ansprechpartner für die Behörde (Name, Vorname, Geb.-Datum) 

 
Wohnanschrift, Telefon/Handynummer 

 
Telefonische Erreichbarkeit während der Veranstaltung (falls abweichend von vorherigen Angaben): 
 

 
2. Gegenstand der Anzeige: 
 

Besonderer Anlass: 

 
Datum (am, von – bis): 

 
Betriebszeiten und erwartete Besucherzahl je Veranstaltungstag 

am: von: Uhr bis Uhr (Anzahl) Besucher 

am: von: Uhr bis Uhr (Anzahl) Besucher 

am: von: Uhr bis Uhr (Anzahl) Besucher 
 
 

(Hinweis: Die Betriebsräume sollen spätestens 30 Minuten nach Betriebszeitende geräumt sein)   
 
 
Tanzveranstaltungen 
sind vorgesehen 

ja nein 

□ □ 
Musikalische Darbietungen 
sind vorgesehen 

ja   nein 

□ □ 
Ferner sind vorgesehen: 

 
Folgende Speisen 
und Getränke  sollen 
abgegeben werden: 

 

 
3. Räumliche Verhältnisse 
 

Ort (genaue Bezeichnung des Gebäudes bzw. Grundstücks, Lage, Anschrift) 

 
Eigentümer, Inhaber 

 
Festzelt: Raumgröße m² 

 
Zeltaufsteller, Telefon: 

 
WC-Anlagen (Wagen, Gebäude o. ä.), Anzahl: 

 



4. Jugendschutz 
 

Die Bestimmungen des Jugendschutzgesetzes sind mir bekannt. Zur Durchsetzung sind 
folgende Maßnahmen geplant:  
   Einlasskontrolle  
   Durchsage um 23:45 Uhr, dass alle unter 18jährigen bis 24:00 Uhr die Veranstaltung  
      zu verlassen haben 
  0.00 Uhr Kontrolle der Anwesenden und ggf. Ausschluss der unter 18jährigen 
  Getränkeabgabenkontrolle (alkoholische Getränke) 
  Getränkeverzehrkontrolle während der Veranstaltung 
  Stempel / Armbändchen 
   ____________________________________________ 
 
 
5. Ordnungsdienst 
 

Für die Dauer der Veranstaltung bis 1 Stunde nach Veranstaltungsschluss wird ein 
Ordnungsdienst eingesetzt. 
 

a) Es werden Ordnungskräfte von folgendem gewerblichen Sicherheitsdienst eingesetzt: 
 

Name Sicherheitsfirma, Anschrift, Handynummer 

 
 
 

 
b) Eigene Ordnungskräfte(über 18 Jahre): 
 

Name, Vorname, Handynummer des Verantwortlichen 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 
 
 

c)     Es werden keine Ordnungskräfte eingesetzt.  
 

 
6. Lärmschutz 
 

Mir ist das Bundesimmissionsschutzgesetz bekannt. Die Nachtruhe beginnt um 22.00 Uhr. 
Folgende Maßnahmen sind zur Einhaltung der Nachtruhe vorgesehen: 
 

 

 

 

 
Dem Anzeigeerstatter ist bekannt, dass jederzeit durch die zuständigen Behörden Anordnungen 
zum Schutz der Gäste gegen Ausbeutung und Gefahren für Leib und Leben und zum Schutz gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes  und gegen 
sonstige erhebliche Nachteile, Gefahren oder Belästigungen für die Bewohnerinnen und Bewohner 
des Betriebsgrundstücks oder der der Nachbargrundstücke sowie der Allgemeinheit erlassen 
werden können. 
 
Hiermit wird versichert, dass alle Angaben nach bestem Wissen und wahrheitsgemäß gemacht 
sind. 
 

PLZ, Ort, Datum  Unterschrift Antragsteller 

 
 

 


